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Von Sebastian Dürst
Basel. Wenn es um die Altersvorsorge
geht, beisst sich die Politik in regelmäs-
sigen Abständen die Zähne am Volks-
willen aus. Am Dienstagabend organi-
sierte die Ausgleichskasse Basel-Stadt
darum ein Podiumsgespräch, an dem
Studenten der Fachhochschule Nord-
westschweiz (FHNW) ihren Lösungs-
ansatz zur Sicherung der Altersvorsorge
zur Diskussion stellten.

Fast schon flehend wirkte der Appell
von Colette Nova, Vizedirektorin des
Bundesamtes für Sozialversicherungen
(BSV): «Wir müssen uns zusammenrau-
fen. Was auch immer man tut, es muss
vor dem Volk mehrheitsfähig sein.»

In der Diagnose des Problems waren
sich Studenten und Podiumsteilnehmer
einig: Weil die Leute immer älter wer-
den und weniger Kinder geboren wer-
den, funktioniert das Drei-Säulen-Prin-
zip auf Dauer nicht mehr. Waren es
1991 noch vier Erwerbstätige, die eine
Al-IV-Rente im Umlageverfahren finan-
zierten, werden es 2030 nur noch gut
zwei sein. Bei der beruflichen Vorsorge
stellt sich ein ähnliches Problem: Das im
Laufe des Berufslebens angesparte Ka-
pital reicht nach der Pensionierung
etwa 15 Jahre; das Durchschnittsalter
beträgt aber deutlich über 80 Jahre.
Vorschlag findet keinen Anklang

Die FHNW-Studenten stellten in ih-
rem Lösungsvorschlag darum das Sys-
tem auf den Kopf. Sie schlagen vor, AHV
und berufliche Vorsorge ab der Pensio-
nierung gestaffelt auszuzahlen. Nach
der Pensionierung würde der Rentner
demnach zuerst auf das gesparte Pensi-
onskassen-Kapital zugreifen. Erst wenn
dieses aufgebraucht ist, erhält er eine

Wie sich das Volk um die
eigene Rente bringt
Eine Runde diskutiert neue Wege in der Vorsorge

Al-IV-Rente. Die dritte Säule dient dazu,
die Lücke zwischen BVG- und AHV-Ren-
te abzumildern. Die Eigenverantwor-
tung würde damit wichtiger, die AHV
entlastet. Als Folge davon könnten Pen-
sionskassengelder jedoch auch nicht
mehr ausgelöst und zum Beispiel für
Wohneigentum eingesetzt werden.

SVP-Nationalrat Toni Bortoluzzi
(ZH) findet diese Idee zwar als Denkan-
stoss interessant, glaubt aber nicht an
eine Umsetzung: «Die Leute haben
Angst vor einem Leistungsabbau bei der
Altersvorsorge. Veränderungen müssen
deshalb in vielen kleinen Schritten pas-
sieren, damit man am Ende nicht vor
einem grossen Scherbenhaufen sitzt.»
Auch für Nova geht der studentische
Vorschlag zu weit: «Wenn bei einem
Haus die Heizung kaputt ist, sprengt
man ja auch nicht gleich das ganze
Haus.» Für BaZ-Chefredaktor Markus
Somm ist ein anderer Aspekt der Alters-
vorsorge zentral: Er sieht das Problem
darin, dass heute Leistungen verspro-
chen werden, die später eingehalten
müssen, ohne dass die Verantwortli-
chen noch zur Rechenschaft gezogen
werden könnten.
Für Fetz zu riskant

Mit dem Vorschlag der Studenten
würde die berufliche Vorsorge gegen-
über der AHV massiv gestärkt. Damit
würde auch das Kapitaldeckungs- ge-
genüber dem Umlageverfahren ge-
stärkt. Das ist für Ständerätin Anita Fetz
(SP, BS) zu riskant: «Man kann nicht
sagen, wie sich die sehr volatilen Fi-
nanzmärkte in Zukunft entwickeln wer-
den. Wenn man das Umlageverfahren
zu stark schwächt, verliert man darum
auch an Sicherheit», meint sie.

Barbara Gutzwiller ist Präsidentin
des Arbeitgeberverbandes Basel. Sie ist
froh darüber, dass die Studenten das
Problem nicht einfach über höhere Ab-
gaben lösen wollen. «Was mir allerdings
fehlt, sind Anreize, damit die Leute län-
ger arbeiten.» Damit eröffnet sie die De-
batte über die Erhöhung des Renten-
alters. «Wir müssen das Verhältnis zwi-
schen Erwerbstätigkeit und Rentenalter
wieder ins Lot bringen», stimmt Borto-
luzzi zu. Für Gutzwiller heisst das aber
nicht, dass der Staat eingreifen muss:
«Es gibt genug Leute, die freiwillig län-
ger arbeiten wollen, aber das kann man
auch mit privatrechtlichen Lösungen
erreichen.» Eine staatliche Lösung mit
fixer Erhöhung des Rentenalters ist für
Fetz eh nicht möglich: Eine solche «wür-
de jede Vorlage killen».

Lösungen, die von allen Beteiligten
akzeptiert werden, wurden nicht gefun-
den. Wenig überraschend darum die
Aufforderung einer Besucherin an die
Adresse der Podiums-Politiker: «Wenn
eine Veränderung nicht mehrheitsfähig
ist, ist es die Aufgabe der Politik, sie
dem Volk zu erklären und so mehrheits-
fähig zu machen!»

Im Gleichschritt mit den Kosten der
Altersvorsorge wachsen auch die
Pflegekosten für alte Leute. Colette
Nova ortet hier eine falsche Einstellung
der Rentner: «Man kann nicht behaup-
ten, man spare das ganze Leben für das
Alter, wenn man das Geld dann im Alter
nicht ausgeben will. Das ist nicht fair»,
erklärt sie. Dieser Meinung ist auch
Somm: «Die Leute müssen wieder ler-
nen, mehr Verantwortung für ihr eige-
nes Leben im Alter zu übernehmen.»


